
I. Staats- und Verwaltungsrecht

A. die Verfügung vom 9. Juni 2020 ordnungsgemäss eröffne und anschliessend über
den Leistungsanspruch der Versicherten über den 24. April 2020 hinaus neu ent-
scheide. Im Übrigen ist auf die Beschwerde nicht einzutreten.

(. . .)

Urteil des Verwaltungsgerichts vom 17. Januar 2022, S 2020 157
Das Urteil ist rechtskräftig.

Bestätigt durch BGer 8C_98/2022.
Vollständiges Urteil auf der Entscheiddatenbank www.verwaltungsgericht.zg.ch

5. Steuerrecht

5.1 Beteiligungsabzug bei asymmetrischen (Interims-)Dividenden

Regeste:
Art. 69 DBG, § 67 Abs. 1 StG – Zivilrechtlich gültig beschlossenen Gewin-
nausschüttungen (Dividenden) einer Kapitalgesellschaft, die von der kapitalmäs-
sigen Beteiligungsquote der Aktionärsgesellschaften abweichen, sog. asym-
metrische Dividenden (E. 4.2), wird der Charakter von Beteiligungsertrag im
Sinne des Steuerrechts zugesprochen. Als solche sind sie, unter dem Vorbehalt
der Steuerumgehung, dem Beteiligungsabzug zugänglich (E. 5).
Art. 70 Abs. 2 lit. b DBG – Der Zweck des Beteiligungsabzugs, die Vermeidung
der Mehrfachbelastung, wird nicht immer vollständig erreicht und es kann in-
folge von Qualifikationskonflikten vorkommen, dass die zu beurteilenden Erträge
eine Entlastung erfahren, obwohl sie im Ausland nicht oder nicht vollständig
besteuert werden und umgekehrt. Für die Anwendung der Ausschlussbestim-
mung gemäss Art. 70 Abs. 2 lit. b DBG wird ein geschäftsmässig begründe-
ter Aufwand in einem betriebswirtschaftlichen Sinne, demnach eine Zuordnung
der Leistung zur Unternehmenssphäre verlangt (E. 6.2). Im vorliegenden Fall ist
die Dividendenzahlung aus dem Eigenkapital und somit die Entreicherung der
Gesellschaft erstellt. Dass der Dividendenbetrag auch in der Erfolgsrechnung
angeführt wird, vermag daran nichts zu ändern. Dies gilt unabhängig davon, ob
am ausländischen Sitz der Gesellschaft die steuerliche Bemessungsbasis vom
Erfolg vor oder nach der Dividendenzahlung ermittelt wird (E. 6.3).

Aus dem Sachverhalt:

Mit Veranlagungsverfügungen vom 28. Januar 2019 eröffnete die Steuerverwaltung
des Kantons Zug der A. AG die definitiven Veranlagungen für die Zuger Kantons- und
Gemeindesteuern sowie für die direkte Bundessteuer für die Steuerperiode 2014.
Veranlagt wurden ein steuerbares Eigenkapital von Fr. (Kantons- und Gemeindes-
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teuern) und ein steuerbarer Reingewinn von Fr. (Zug/Bund), bei Gewährung eines
Abzugs für Ertrag aus Beteiligungen (Beteiligungsabzug) von 35,495 % (Zug/Bund).
Es resultierten Gewinnsteuern von Fr. (Bund) und Fr. (Kantons- und Gemeindes-
teuern) und eine Kapitalsteuer von Fr. (Zuger Kantons- und Gemeindesteuern). Die
Kantons- und Gemeindesteuer betrug insgesamt Fr. (Fr. plus Fr.).

Mit Schreiben vom 27. Februar 2019 erhob die A. AG dagegen Einsprache mit dem
Antrag, gewissen von der Steuerverwaltung vorgenommenen Aufrechnungen die
geschäftsmässige Begründetheit zuzuerkennen bzw. vollumfänglich dem Beteiligungs-
abzug zu unterlegen.

Mit Entscheid vom 17. März 2020 hiess die Steuerverwaltung die Einsprache teil-
weise gut, unter Anerkennung von Spesenaufwand im Betrag von Fr. und Flug- und
Eventaufwand von Fr. als geschäftsmässig begründeten Aufwand. Es resultierten
Kantons- und Gemeindesteuern von total Fr. (Gewinn- und Kapitalsteuern) und eine
direkte Bundessteuer von Fr. .

Mit Schreiben vom 16. April 2020 rekurrierte die A. AG ans Verwaltungsgericht mit
den folgenden Anträgen:

1. Der Einspracheentscheid der Steuerverwaltung des Kantons Zug betreffend die
Kantons- und Gemeindesteuern sowie die direkte Bundessteuer in der Steuerperi-
ode 2014 sei teilweise aufzuheben;
2. Die Aufrechnung der Dividende der C. Sarl im Betrag von EUR aufgrund der Peri-
odizität sei als Dividende zu erfassen und vollumfänglich dem Beteiligungsabzug zu
unterlegen;
3. Die Dividende der D. Ltd. in Höhe von EUR sei als Dividende zu qualifizieren und
der Beteiligungsabzug zu gewähren;
4. Die Dividende der E. Sarl in Höhe von EUR sei als Dividende zu qualifizieren und
der Beteiligungsabzug zu gewähren;

alles unter Kosten- und Entschädigungsfolgen zulasten der Steuerverwaltung.

(. . .)

Aus den Erwägungen:

(. . .)

3. Streitig und zu prüfen ist vorliegend, ob die von der C Sarl, der D. Ltd. und
der E. Sarl in der Form von asymmetrischen Interimsdividenden ausgerichteten und
in den entsprechenden Joint Venture and Co-Investment Agreements (JVA) verein-
barten Promote Fees (oder nachfolgend auch «Promotes») bei der Rekurrentin zum
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Beteiligungsabzug gemäss § 67 Abs. 1 des Steuergesetzes des Kantons Zug (StG;
BGS 632.1) bzw. Art. 69 des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer (DBG;
SR 642.11) berechtigen.

Die Rekurrentin bejaht die Anwendung des Beteiligungsabzugs, da die erhaltenen
Promote Fees sowohl rechtlich und wirtschaftlich als steuerlich relevante Beteili-
gungserträge zu qualifizieren seien. Die Rekursgegnerin hingegen will den Beteiligungs-
abzug auf den Promotes nicht gewähren, da es sich bei diesen wirtschaftlich nicht
um Beteiligungserträge, sondern um Entschädigungen für in den JVA vereinbarte
Managementdienstleistungen handle. Betreffend Dividende der D. Ltd. wird zusät-
zlich angefügt, diese sei in der betreffenden Jahresrechnung als Aufwand verbucht
worden, was der Qualifikation als Beteiligungsertrag auf Stufe der Rekurrentin im
Wege stehe.

Nicht strittig ist, dass es sich bei den Promote Fees um der Steuerperiode 2014
zuzurechnende Erträge der Rekurrentin handelt. Ebenfalls nicht strittig ist, dass
die übrigen Voraussetzungen zur Gewährung des Beteiligungsabzugs vorliegend er-
füllt sind (qualifizierende Beteiligungsquoten von 10 % bzw. Beteiligungsrechte im
Verkehrswert von mindestens einer Million Franken), sollten denn die Promote Fees
Beteiligungserträge i.S.v. Art. 69 DBG bzw. § 67 StG darstellen.

4.

4.1 Beteiligungsertrag im Allgemeinen: Mangels Legaldefinition muss der Begriff des
Beteiligungsertrages auf dem Auslegungsweg gewonnen werden. Orientiert am Sinn
und Zweck der Bestimmungen über den Beteiligungsabzug, welche in der Vermei-
dung der Mehrfachbelastung auf Stufe der Gesellschaft und des Aktionärs liegen,
sind Beteiligungserträge alle unmittelbar aus qualifizierenden Beteiligungen flies-
senden ordentlichen und ausserordentlichen, offenen und verdeckten Gewinnauss-
chüttungen. Im Sinne einer Positivliste fallen unter anderem darunter Dividenden,
Gewinnanteile auf Stammeinlagen, Ausschüttungen auf Genussscheinen und alle
übrigen offenen Gewinnausschüttungen. Beteiligungsertrag i.S.v. Gewinnausschüt-
tungen sind sämtliche Leistungen, welche eine Gesellschaft aufgrund des Beteili-
gungsverhältnisses an ihre Anteilsinhaber erbringt. Die Leistung wird dabei aus dem
Eigenkapital erbracht, so dass eine Entreicherung der Gesellschaft resultiert. Ob
eine Gewinnausschüttung vorliegt, ist somit für die Belange des Beteiligungsabzugs
aus Sicht der Gesellschaft und nicht aus Sicht der Beteiligten zu beurteilen.

Zuweilen greift eine wirtschaftliche Betrachtungsweise, eine rein zivilrechtliche Be-
trachtungsweise ist nicht zulässig. So exemplarisch beim Verkauf einer massge-
blichen Beteiligung an einer faktisch liquidierten Gesellschaft (sogenannter Man-
telhandel): Der Veräusserungserlös stellt gewinnsteuerrechtlich «Dividendenertrag»
(Liquidationserlös) dar, folglich Beteiligungsertrag i.S.v. Art. 70 Abs. 1 DBG bzw. § 67
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Abs. 1 StG und nicht (an weitere Bedingungen geknüpften) steuerfreien «Kapital-
gewinn» i.S.v. Art. 70 Abs. 4 DBG bzw. § 67 Abs. 4 StG (Altorfer/Duss, in: Zweifel/Beusch,
Kommentar zum Schweizerischen Steuerrecht, Bundesgesetz über die direkte Bun-
dessteuer, 3. Aufl. 2017, Art. 70 N 4–5b, mit Verweisen auf die bundesgerichtliche
Rechtsprechung; nachfolgend: Zweifel/Beusch, Kommentar DBG). Unter Referenz
auf den wirtschaftlichen Gehalt wurden sodann durch den Gesetzgeber die Institute
der «Transponierung» und der «indirekten Teilliquidation» geschaffen, unter welchen
die Erlöse aus der zivilrechtlichen Veräusserung von Anteilen an Kapitalgesellschaften
nicht als steuerfreie «private Kapitalgewinne», sondern als steuerbare Dividendeneinkün-
fte gelten (Art. 7a des Bundesgesetzes über die Harmonisierung der direkten Steuern
der Kantone und Gemeinden [StHG; SR 642.14], Art. 20a DBG; VGer SG B 2015/323
vom 29. Juni 2017 E. 3.2 = StE 2018 B 24.4 Nr. 88). Es geht mithin bei diesen
Fällen der wirtschaftlichen Betrachtungsweise um eine Umqualifizierung von priva-
ten Kapitalgewinneinkünften in «Dividendeneinkünfte», weshalb sich daraus für den
vorliegenden Fall, wo eben gerade das Vorliegen solcher «Dividendeneinkünfte» von
der Rekurrentin geltend gemacht wird, direkt nichts Gegenteiliges ableiten lässt.

Der Begriff «Dividenden» bezieht sich auf offene Gewinnausschüttungen einer Ak-
tiengesellschaft aus dem Bilanzgewinn oder aus hierfür gebildeten Reserven (Art. 675
Abs. 2 OR). Es sind Leistungen einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, die
auf dem privatrechtlich hierfür vorgezeichneten Weg durch die zuständigen Gesellschaft-
sorgane beschlossen werden. Ausgerichtet werden diese Gewinnanteile nicht aus
geschäftlichen Gründen, sondern wegen des Beteiligungsverhältnisses. Die handel-
nden Organe kommen damit nicht einer geschäftlichen Verpflichtung nach, die auch
unabhängigen Dritten erbracht würde, sondern verwenden den Gewinn bzw. die
Reserven im Interesse der Beteiligten (Reich/Weidmann, in: Zweifel/Beusch, Kom-
mentar DBG, Art. 20 N 40 ff.; VGer SG B 2015/323 vom 29. Juni 2017 E. 2.1.4 =
StE 2018 B 24.4 Nr. 88). «Dividende» in diesem Sinne ist ein Begriff des Zivilrechts,
dessen Gehalt grundsätzlich auch für das Steuerrecht massgebend ist (VGer SG B
2015/323 vom 29. Juni 2017 E. 2.2.1 = StE 2018 B 24.4 Nr. 88, mit Verweis auf die
einschlägige Literatur).

4.2 Asymmetrische Dividenden im Besonderen: Gemäss Art. 660 OR hat jeder
Aktionär Anspruch auf einen verhältnismässigen Anteil am Bilanzgewinn einer Ak-
tiengesellschaft. Der Anteil bemisst sich in Übereinstimmung mit Art. 661 OR und
Art. 745 Abs. 1 OR nach dem nominellen einbezahlten Aktienkapital, sofern die Sta-
tuten nichts anderes vorsehen. Werden Dividenden an die Aktionäre einer Aktienge-
sellschaft abweichend von deren kapitalmässiger Beteiligungsquote ausgerichtet,
spricht man von einer asymmetrischen Dividende (Altorfer/Greter, in: Zweifel/
Beusch/Bauer-Balmelli, Kommentar zum Schweizerischen Steuerrecht, Bundesge-
setz über die Verrechnungssteuer, 2. Aufl. 2012, Art. 5 N 169; nachfolgend: Zweifel/
Beusch/Bauer-Balmelli, Kommentar VST).
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Falls eine asymmetrische Dividendenzahlung erfolgt, die statutarisch nicht ausdrück-
lich vorgesehen ist, kann der Dividendenbeschluss von einem allenfalls benachteil-
igten nicht zustimmenden Aktionär angefochten werden. Unterbleibt die Anfech-
tung oder stimmen dem asymmetrischen Dividendenbeschluss alle zustimmungs-
berechtigten Organe zu, so erlangt ein solcher Dividendenbeschluss nach herr-
schender Anschauung zivilrechtliche Gültigkeit (StGer SO SGSTA.2019.75/BST.2019.70
vom 14. Juni 2021 E. 2, mit ausführlichen Erläuterungen zur Abgrenzung von An-
fechtbarkeit und Nichtigkeit von asymmetrischen Dividendenbeschlüssen, mit Ver-
weisen auf die einschlägige Literatur).

5. Beteiligungserträge der C. Sarl und der E. Sarl

5.1 Dividendenbeschlüsse

Gemäss nicht strittigem Sachverhalt wurden die hier zu beurteilenden asymmet-
rischen (Interims-)Dividendenzahlungen im Umfang des «Promote» durch die C. Sarl
(EUR) und die E. Sarl (EUR ) durch deren Generalversammlungen beschlossen. Dies,
unter dem expliziten Hinweis, dass es sich bei diesen (asymmetrischen) Dividenden-
zahlungen an die Rekurrentin um den in den JVA vereinbarten «Promote» handeln
soll. Sodann halten die GV-Protokolle fest, dass bei beiden Gesellschaften aufgrund
von Zwischenabschlüssen festgestellt ist, dass genügend ausschüttbare Reserven
vorhanden sind, um diese Dividendenzahlungen an die Rekurrentin vornehmen zu
können. Der Sachverhalt liefert keine Anhaltspunkte, dass diese Generalversamm-
lungsbeschlüsse angefochten worden wären, weshalb anzunehmen ist, dass sie
nach schweizerischer Anschauung, wie vorstehend dargelegt (E. 4.2), in Rechtskraft
erwachsen sind und es sich somit um rechtsgültige Dividendenbeschlüsse handelt.

5.2. Steuerrechtliche Qualifikation

5.2.1 Aufgrund des vorstehend Erläuterten deutet das Vorliegen rechtsgültiger (asym-
metrischer) Dividendenbeschlüsse vorerst darauf hin, dass die hierauf basieren-
den Zahlungen der C. Sarl und der E. Sarl an die Rekurrentin bei dieser Dividen-
deneinkünfte im Sinne des Steuerrechts darstellen, somit auch zum Beteiligungs-
abzug gemäss § 67 Abs. 1 StG bzw. Art. 69 DBG berechtigen. Der Sachverhalt
liefert weder Anhaltspunkte noch wird von der Rekursgegnerin behauptet, dass
die an die Rekurrentin bezahlten Dividenden nicht aus dem Eigenkapital der bei-
den luxemburgischen Gesellschaften bezahlt, sondern den Erfolgsrechnungen als
geschäftsmässig begründeter Aufwand belastet worden wären, was dem Zweck
des Beteiligungsabzugs (Vermeidung der Mehrfachbesteuerung) abträglich wäre.
Die in diesem Sinne formellen Voraussetzungen zur Gewährung des von der Rekur-
rentin beantragten Beteiligungsabzugs auf den asymmetrischen Dividendenzahlun-
gen durch die C. Sarl und die E. Sarl gelten vorliegend daher grundsätzlich als erfüllt.
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5.2.2 Dennoch will die Rekursgegnerin den Beteiligungsabzug nicht zulassen, mit
der Begründung, die in Form von asymmetrischen Dividenden ausbezahlten «Pro-
mote» stellten wirtschaftlich nicht Entgelt für Kapitaleinsatz der Rekurrentin dar,
sondern Entgelt für von dieser auf Basis der vereinbarten JVA erbrachte Manage-
mentdienstleistungen. Sie verweist dabei insbesondere auf die sich im Bereich des
Private Equity für die sogenannten «Carried Interest» entwickelten Besteuerungs-
grundsätze, wonach Übergewinnzahlungen an Private Equity Manager (vorab natür-
liche Personen) nicht als Dividenden, sondern Arbeitseinkommen qualifizierten. Die
JVA würden nicht vorsehen, die Promote Fee in Form von Dividenden auszurichten.
Sodann ergäbe sich aus der Konzernrechnung der Rekurrentin, dass es sich bei den
«Promotes» um Managemententschädigungen handle.

Die Rekurrentin ihrerseits begründet den Dividendencharakter der «Promote»-Zahlungen
einerseits mit den formalrechtlich gültigen Dividendenbeschlüssen. Andererseits
mit ihrer wirtschaftlichen Rolle als Initialinvestorin und Promotorin der Projektge-
sellschaft in der frühen Projektphase, in welcher sie im Vergleich zu den übrigen
Aktionären erhöhte wirtschaftliche Risiken übernehme. Diese würden mit einer Vor-
abdividende, dem hier strittigen «Promote», abgegolten, bei erfolgreichem Projek-
tabschluss vorgängig der Rekurrentin als Initialinvestorin aus dem Gewinn der jew-
eiligen Projektgesellschaft ausbezahlt und als Dividendenertrag bei der Rekurrentin
verbucht. Was die von der Rekurrentin im Bereich des Asset- und Projekt-Manage-
ments erbrachten Beratungsdienstleistungen betreffe, erhalte sie für ihre Tätigkeit
als Beraterin eine marktübliche Entschädigung, welche als Beratungsertrag ver-
bucht werde. Diese hätten insbesondere eine Acquisition Fee, eine Asset Man-
agement Fee bzw. eine Project Management Fee sowie eine Capex Management
Fee umfasst. Diese Honorare hätten insgesamt die Entschädigung für die erbrach-
ten Dienstleistungen der Rekurrentin als Beraterin der jeweiligen Projektgesellschaft
gebildet.

5.2.3 Wie die Rekursgegnerin in ihrer Duplik richtig vermerkt, handelt es sich im
Bereich der Besteuerung von asymmetrischen Dividendenzahlungen um ein Gebiet
mit vielen ungeklärten Fragen, die bisher weder gesetzgeberisch angegangen noch
abschliessend gerichtlich geklärt worden sind. Zwei neuere Fälle aus der Gericht-
spraxis können diesbezüglich jedoch beigezogen werden:

Entscheid des Verwaltungsgerichts St. Gallen vom 29. Juni 2017 (VGer SG B 2015/323
vom 29. Juni 2017 = StE 2018 B 24.4 Nr. 88): In diesem Fall ging es zwar um
symmetrische Dividendenzahlungen einer Aktiengesellschaft (nachfolgend: A-AG)
an drei Aktionäre (natürliche Personen), welche jedoch mit unterschiedlichen Kap-
italquoten an der A-AG beteiligt waren. Aktionär X, welcher mit 20 % an der A-AG
beteiligt war (die beiden anderen Aktionäre hielten je 40 %), arbeitete sodann bei
dieser als Chief Sales und Marketing Officer.
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Die Veranlagungsbehörde gewährte dem Aktionär X die privilegierte Besteuerung
der Dividende (zum hälftigen Satz) nur insoweit, als der Beteiligungsertrag im Ver-
hältnis zum Kapitalanteil von 20 % stand. Weder Aktionärbindungsvertrag noch Sta-
tuten der A-AG (im Sinne von Vorzugsaktien) würden asymmetrische Dividenden-
zahlungen vorsehen, weshalb nach Ansicht der Veranlagungsbehörde der entspre-
chende Generalversammlungsbeschluss der A-AG gesellschaftsrechtswidrig und die
den Kapitalanteil von 20 % übersteigende «Überdividende» (Fr. 800’000.–) an den
Aktionär X als übriges bzw. Arbeitseinkommen zu besteuern sei.

Das Verwaltungsgericht St. Gallen folgte dieser Argumentation nicht. Wie vorste-
hend unter E. 4.2 ausgeführt, stellte es vorab fest, dass asymmetrische Dividen-
denbeschlüsse gesellschaftsrechtliche Gültigkeit erlangen, wenn diese nicht ange-
fochten bzw. einstimmig gefällt werden (VGer SG B 2015/323 vom 29. Juni 2017
E. 2.2.1 f.). Sodann wurde erwogen, die drei Aktionäre seien zu gleichen Teilen an
der operativen Weiterentwicklung der A-AG beteiligt gewesen, weshalb die asym-
metrisch nach Köpfen (statt nach Kapitalquoten) erfolgte Gewinnausschüttung aus
unternehmerischer Sicht nachvollziehbar und plausibel erscheine (Sachverhalt lit.
B und E. 5 des zitierten Urteils). Unter Bezugnahme auf den Zweck des Beteili-
gungsabzugs (Vermeidung der Mehrfachbesteuerung von Aktionär und Gesellschaft)
führte das Verwaltungsgericht St. Gallen weiter aus, dass die von der veranlagenden
Behörde vertretene Auffassung, eine Umqualifizierung des nicht der Kapitalbeteili-
gung entsprechenden Dividendenanteils ergäbe sich mittels blossem Rückgriff auf
die wirtschaftliche Betrachtungsweise der Regeln zur Dividendenbesteuerung (Art. 20
Abs. 1 lit. c DBG bzw. der entsprechenden kantonalen Norm), somit auch ohne
Rückgriff auf das Rechtsinstitut der Steuerumgehung, nicht haltbar sei (E. 3 und 5
des zitierten Urteils). Eine Steuerumgehung könne im zu beurteilenden Fall nicht
glaubhaft gemacht werden, da, im Gegenteil, die Umqualifizierung des asymmet-
rischen Dividendenteils (Fr. 800’000.–) in Arbeitslohn einen nicht mehr marktüblichen
und geschäftsmässig begründeten Lohnbestandteil dargestellt hätte (E. 8 des zi-
tierten Urteils). Infolge Fehlens einer Steuerumgehung qualifizierte das Verwaltungs-
gericht St. Gallen die strittige asymmetrische Dividende in vollem Umfang als ei-
nen der privilegierten Besteuerung zugänglichen Beteiligungsertrag (Teileinkünftev-
erfahren bzw. Besteuerung zum privilegierten Steuersatz; E. 6 des zitierten Urteils).

Entscheid des Steuergerichts Solothurn vom 14. Juni 2021 (StGer SO SGSTA.2019.75
/BST.2019.70 vom 14. Juni 2021): In diesem Fall ging es um eine einseitige (asym-
metrische) Dividendenzahlung einer Aktiengesellschaft (nachfolgend: BZ-AG) an ei-
nen von drei Aktionären (eine juristische Person, nachfolgend: AY-AG), deren einziger
Verwaltungsrat (nachfolgend: CX) als Partner und Leiter Wirtschaftsprüfer bei der
BZ-AG arbeitsvertraglich angestellt war. Anlässlich der Generalversammlungen zu
den Geschäftsjahren 2016 und 2017 der BZ-AG wurde einstimmig beschlossen,
lediglich der AY-AG eine Dividende von Fr. 133’600.– (2016) bzw. Fr 133’700.–
(2017) zukommen zu lassen. AY-AG war mit 40 % an der BZ-AG beteiligt. 50 % wur-
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den durch die DV-AG gehalten (deren einziger Verwaltungsrat EX ebenfalls bei der
BZ-AG arbeitete). Die restlichen 10 % wurden durch eine weitere Person gehalten.
Die asymmetrischen Dividendenbeschlüsse der BZ-AG zugunsten der AY-AG dien-
ten gemäss Sachverhaltsdarstellung der Abgeltung für die Verwaltungsratstätigkeit
der AY-AG, welche als juristische Person nicht selbst im Verwaltungsrat der BZ-AG
Einsitz nehmen konnte, sondern hierfür CX entsandte.

Die Veranlagungsbehörde nahm «Korrekturen überhöhter Dividenden» vor, mit der
Begründung, die fraglichen Dividendenbeschlüsse der BZ-AG hielten dem Drittver-
gleich nicht stand und seien, da nicht statutarisch vorgesehen, gesellschaftsrechtlich
nichtig, da dem aktienrechtlichen Gleichheitsgebot widersprechend. Auch wenn vor-
liegend keine Steuerumgehung unterstellt werde, handle es sich aus steuerrechtlich-
er Sicht bei der an die AY-AG bezahlten Dividende um eine geldwerte Leistung an
EX (als Alleinaktionär der DV-AG), gefolgt von einer Schenkung von EX an CX (als
Alleinaktionär der AY-AG), gefolgt von einer verdeckten Kapitaleinlage von CX in die
AY-AG. Es könne insbesondere nicht argumentiert werden, dass die höheren Divi-
dendenausschüttungen an die durch CX gehaltene AY-AG durch die höhere Arbeits-
leistung von CX begründet sei. Diese sei mittels Lohnzahlung abzugelten (StGer SO
SGSTA.2019.75/BST.2019.70 vom 14. Juni 2021 Sachverhalt Ziff. 2).

Das Steuergericht Solothurn folgte dieser Argumentation nicht. Es stellte vorab fest,
dass einstimmig gefasste bzw. nicht innert Frist angefochtene Generalversamm-
lungsbeschlüsse betreffend asymmetrische Dividendenzahlungen Rechtsgültigkeit
erlangten (E. 2.3.2 des zitierten Urteils). Es sei sodann der erhöhte Arbeitsaufwand
des von ihr entsandten Verwaltungsratsmitglieds CX, welcher zur bevorzugten Div-
idendenausschüttung an die AY-AG geführt habe, nicht in Frage gestellt. Gleiches
gelte für die Angemessenheit des von CX direkt von der BZ-AG bezogenen Salärs.
Das Bundesgericht nehme in seiner Praxis lediglich dann eine Umqualifizierung von
Dividenden in Lohnzahlungen vor, wenn offensichtliche Missverhältnisse zwischen
Dividenden- und Lohnzahlungen vorlägen (unter Verweis auf BGer 9C_669/2011
vom 25. Oktober 2012). Ein solches Missverhältnis werde vorliegend nicht geltend
gemacht (E. 2.4 des zitierten Urteils). Auf Basis dieser Überlegungen und aufgrund
des Vorliegens rechtsgültiger (asymmetrischer) Dividendenbeschlüsse entschied das
Steuergericht Solothurn, es seien die asymmetrischen Dividenden entsprechend der
Steuererklärungen der AY-AG zu veranlagen (E. 3 des zitierten Urteils).

5.2.4 Gemäss der vorstehend zitierten Judikatur sind asymmetrische Dividendenbe-
schlüsse rechtsgültig, wenn sie durch die zuständigen Gesellschaftsorgane einstim-
mig beschlossen bzw. nicht innert Frist angefochten werden. Als Folge wird ihnen
daher auch der Charakter von Beteiligungsertrag im Sinne des Steuerrechts zuge-
sprochen. Einziger Vorbehalt ist in der Steuerumgehung zu erblicken.

Diese Würdigung deckt sich mit der in der Literatur vertretenen Auffassung. Danach
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stösst die Verweigerung der Anerkennung zivilrechtlich gültiger asymmetrischer Di-
videndenbeschlüsse auf Ablehnung. Es wird betont, dass die Steuerbehörde bei
der Analyse des Sachverhalts durch den Inhalt und die Auswirkungen des Priva-
trechts gebunden seien. Die zu untersuchende Frage der Realisierung und Ver-
teilung eines Vorteils zwischen den Anteilsinhabern müsse alleine nach den pri-
vatrechtlichen Ausgestaltungen gewürdigt werden, weshalb privatrechtliche Verein-
barungen steuerlich zu anerkennen seien. So sollen Aktionäre auch rein vertraglich
untereinander von den Beteiligungsquoten abweichende Ausschüttungen vorsehen
können. Solche Instrumente würden z. B. von Joint Ventures gewählt, wenn die ver-
schiedenen Beteiligten zwar in einem bestimmten Prozentsatz am Gewinn beteiligt
sein sollen, aber nicht zu den entsprechenden Prozenten Einlagen leisten. Einzig,
wenn solche Vereinbarungen sachlich nicht gerechtfertigte Unterscheidungen be-
wirkten, welche zu einem steuerlich unsachgemässen Ergebnis führten, sei der Sach-
verhalt unter dem Aspekt der Steuerumgehung zu würdigen. Wenn die Unterschei-
dung jedoch auf nachvollziehbaren wirtschaftlichen Erwägungen beruhe, wie es zum
Beispiel nach einem Joint Venture oder einer Sanierung der Fall sein könne, fehle es
an dem für die Steuerumgehung wesentlichen objektiven Element der ungewöhn-
lichen Rechtsgestaltung (Altorfer/Greter, in: Zweifel/Beusch/Bauer-Balmelli, Kom-
mentar VST, Art. 5 N 169 f.).

Diese in Judikatur und Lehre angestrengte Betrachtungsweise überzeugt auch im
vorliegend zu beurteilenden Fall, handelt es sich hier doch gerade um in Joint Ven-
ture Verträgen geregelte Gewinnanteilsvereinbarungen, wie sie in der vorstehend
zitierten Literatur als grundsätzlich zulässig erachtet werden. In Anlehnung an diese
Betrachtungsweise gilt daher auch für rechtsgültig beschlossene asymmetrische
Dividenden, dass sie ein Begriff des Zivilrechts sind, deren Gehalt grundsätzlich
auch für das Steuerrecht massgebend ist (vgl. vorstehend E. 4.1). Daraus folgt auch
für (rechtsgültig beschlossene) asymmetrische Dividenden, dass sie vollumfänglich
Beteiligungsertrag im Sinne von Art. 69 ff. DBG bzw. § 67 StG darstellen, folglich
dem Beteiligungsabzug zugänglich sind. Vorbehalten bleibt einzig die Prüfung des
Sachverhalts unter dem Aspekt der Steuerumgehung.

Bezogen auf die asymmetrischen Dividendenbeschlüsse der C. Sarl und der E. Sarl
wurde bereits festgestellt, dass deren rechtmässiges Zustandekommen durch die
Parteien nicht in Frage gestellt wurde (vgl. vorstehend E. 5.1). Als Folge dieser Be-
trachtungsweise stellen sie vollumfänglich Beteiligungsertrag im Sinne von Art. 69
ff. DBG bzw. § 67 StG dar und sind als solches dem Beteiligungsabzug zugänglich. Zu
prüfen bleibt der Sachverhalt daher einzig noch unter dem Aspekt der Steuerumge-
hung.

5.2.5 Was in casu das Vorliegen einer Steuerumgehung betrifft, ist vorab festzustel-
len, dass eine solche durch die Rekursgegnerin nicht explizit geltend gemacht wird.
In ihrer Vernehmlassung erwähnt sie vielmehr, dass bei der Prüfung, ob die als asym-
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metrische Interimsdividenden ausgeschütteten Promote Fees als Beteiligungsertrag
im Sinne von § 67 Abs. 1 StG bzw. Art. 69 DBG qualifizierten, es nicht erforderlich
sei, dass die Voraussetzungen für eine Steuerumgehung erfüllt seien.

Dieser Würdigung ist, in Anlehnung an die vorstehenden Ausführungen zur steuer-
lichen Anerkennung von asymmetrischen Dividendenbeschlüssen, nicht zu folgen.
In Ermangelung der Berufung auf eine Steuerumgehung durch die Rekursgegnerin
könnte es damit grundsätzlich sein Bewenden haben, umso mehr, als die Rekurs-
gegnerin für Tatsachen, die eine Steuerumgehung begründen sollen, die Beweislast
trägt (BGer 2C_333/2020 vom 25. November 2020 E. 6.4.3). Dennoch soll an die-
ser Stelle auf die von der Rekursgegnerin zur Ablehnung des Beteiligungsabzugs
vorgebrachten Argumente eingegangen werden.

5.2.5.1 Die Rekursgegnerin verweist in ihrer Argumentation zum einen auf die Be-
steuerungspraxis zu den sogenannten «Carried Interests», die typischerweise im Be-
reich von Private Equity Fonds als Vergütungssystem gegenüber dem Fonds Man-
agement eingesetzt würden. Wie die Rekursgegnerin richtig bemerkt, geht es dabei
typischerweise um die Umqualifizierung von (angestrebt) steuerfreiem privaten Kap-
italgewinneinkommen in steuerbares Arbeitseinkommen der Fondmanager als natür-
liche Personen. Diese Praxis bildete sich heraus, da typischerweise das Fondman-
agement keine oder eine nur äusserst kleine, risikotragende Kapitalbeteiligung an
den betreffenden Private Equity Investments hielt, sich der beim Ausstieg (Verkauf)
aus diesem Investment realisierte Gewinnanteil des Fondsmanagements (Carried In-
terest) folglich nicht mehr als «privater Kapitalgewinn» darstellen lies, sondern sich
vielmehr als im Zusammenhang mit der vom Fondmanagement erbrachten Arbeit-
stätigkeit stehend darstellte.

Bei dieser Sachlage ist der Rekurrentin zuzustimmen, wenn sie ausführt, es kön-
nten vorliegend die zum «Carried Interest» im Bereich von natürlichen Personen
entwickelten Besteuerungsgrundsätze nicht unbesehen übernommen werden. Die
Rekurrentin hält in den hier relevanten Projektgesellschaften unbestrittenermassen
Beteiligungsquoten von rund 5–15 %, mit Verkehrswerten von rund Fr. bis Fr. . Die
Auszahlung der als «Promote» in den JVA definierten Gewinnanteile wird den übrigen
Dividendenausschüttungen gleichgestellt bzw. teilweise sogar nachrangig gestellt.
Die Rekurrentin ist somit nicht unwesentlich mit Risikokapital an den Projektge-
sellschaften beteiligt, womit ein direkter Vergleich mit den von den Rekursgegnerin
zitierten Grundsätzen zur Carried Interest-Besteuerung in casu nicht greift.

5.2.5.2 Gemäss Rekursgegnerin soll die Rekurrentin aus den JVA über schuldrech-
tliche Ansprüche auf die Promote Fees verfügt haben, die unabhängig von den Auss-
chüttungsbeschlüssen der Projektgesellschaften bestanden hätten, da in den JVA
nicht ausdrücklich vorgesehen worden sei, die Promote Fees in der Form von Div-
idenden auszuschütten. Diese Darstellung trifft insofern nicht zu, als im JVA der

52



I. Staats- und Verwaltungsrecht

D. Ltd. mit den übrigen Investoren explizit vereinbart wurde, die erforderlichen
Vorkehrungen zu treffen, um die Promote Fee in der Form einer asymmetrischen
Dividende («disproportional profit distribution») vergüten zu können. Nachdem die
Generalversammlungsbeschlüsse der C.Sarl und der E. Sarl explizit auf die Auszah-
lung der Promote Fee verweisen, darf angenommen werden, dass der Wille, mit
der Promote Fee einen in der Form der Dividende zu vergütenden Gewinnanteil zu
schaffen (und keinen schuldrechtlichen Anspruch aus Dienstleistungserbringung)
auch den diesbezüglichen JVA inhärent war. Ein derart übereinstimmender Partei-
wille mag nicht für sich alleine ausschlaggebend sein, doch kommt diesem gemäss
bundesgerichtlicher Rechtsprechung, wie seitens der Rekursgegnerin selber vorge-
bracht wird, eine relevante Bedeutung zu (BGer 2C_123/2018 vom 21. März 2019
E. 3.2.1 ff.).

5.2.5.3 Weiter bringt die Rekursgegnerin vor, die Promote Fees seien nicht im Beteili-
gungsverhältnis begründet, sondern stellten einzig die Entschädigung für von der
Rekurrentin gemäss den JVA zu erbringende Dienstleistungen dar (Asset Manage-
ment Services), unter Verweis auf die entsprechenden Ziffern in den JVA. In diesen
auch eine Entschädigung für das höhere wirtschaftliche Risiko der Rekurrentin se-
hen zu wollen, erscheine mit Blick auf die Ausgestaltung der JVA sowie die in der
Konzernrechnung der Rekurrentin zu den Promote Fees gemachten Aussagen ins-
gesamt von untergeordneter Bedeutung und vermöge nichts an deren Qualifikation
als Dienstleistungserträge zu ändern.

Der Rekursgegnerin ist insoweit zuzustimmen, als die von der Rekurrentin zu erbrin-
genden Dienstleistungen in den JVA geregelt werden. So ersichtlich am Beispiel des
JVA C. in Ziff. 8, spezifiziert unter den Ziff. 8.1 (die Strukturimplementierung betr-
effend) und 8.2 (die nachgelagerten Projektphasen betreffend). Hingegen wird in
Ziff. 9 des JVA C. auch explizit geregelt, wie diese Dienstleistungen der Rekurrentin
zu entschädigen sind; in Ziff. 9.2 betreffend die Dienstleistungen gemäss Ziff. 8.1
(als «acquisition fee of 2 % . . . of the Gross Asset Value») und in Ziff. 9.3 betreffend
diejenigen gemäss Ziff. 8.2 (als «Asset Management Fee of 0,6 % [. . .] per annum of
the Gross Asset Value of the Properties. . .»).

Entgegen der Auffassung der Rekursgegnerin lässt sich daher nicht folgern, auf-
grund der «Ausgestaltung der JVA» liesse sich schliessen, der Promote Fee käme
zwingend ebenfalls der Charakter eines Dienstleistungshonorars zu. Die Promote
Fee wird erst in Ziff. 9.4 des JVA C. geregelt, ohne einen Bezug zu den in den Ziff.
8.1 und 8.2 vereinbarten Beratungsdienstleistungen herzustellen.

Die Rekurrentin macht diesbezüglich geltend, die in den Ziff. 9.2 und 9.3 JVA C.
vereinbarten Beraterhonorare stellten eine marktkonforme Vergütung für die in den
JVA insgesamt vereinbarten Dienstleistungen dar. Hierzu nimmt die Rekursgegnerin
nicht explizit Stellung, so wenig wie zur Frage, ob den Dienstleistungshonoraren in
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doch substantieller Höhe der erhaltenen Promotes überhaupt noch Marktüblichkeit
zugesprochen werden könne. Stattdessen verweist sie auf Ausführungen in der
Konzernrechnung 2014 der Rekurrentin, wonach der Promote als eine erfolgsbasierte
Komponente der «Asset Management Fee bezeichnet werde. Die Ausführungen der
Rekursgegnerin sind korrekt, doch kann diesen Fundstellen der Konzernrechnung
ebenfalls entnommen werden, dass derartige Promote Fees typischerweise in der
Form von asymmetrischen Gewinnanteilen ausbezahlt werden („disproportional prof-
it allocation»). Es bleibt anzufügen, dass die Konzernrechnung nach den Internation-
al Financial Reporting Standards (IFRS) erstellt wurde, welche der zivilrechtlichen
Ausgestaltung gewisser Sachverhalte nicht durchwegs folgen. So werden z. B. bes-
timmte Arten von Vorzugsaktien einer Aktiengesellschaft nach dem International
Accounting Standard/IAS 32.18 nicht dem Eigenkapital, sondern dem Fremdkapital
zugewiesen, ohne dass dieser Betrachtung bei der Kapitalbesteuerung gefolgt würde
(https://www.iasplus.com/de/standards/ias/ias32, S. 5, Veranschaulichung-Vorzugs-
aktien, eingesehen am 18. März 2022).

Faktum und massgeblich bleibt, dass die Promote Fees in der Form zivilrechtlich
gültiger Dividendenbeschlüsse ausbezahlt wurden und die im Anhang zur Konzern-
rechnung enthaltene Umschreibung das Vorliegen einer Steuerumgehung nicht zu
begründen vermag.

5.2.5.4 Für eine Steuerumgehung ist in casu auch das Vorliegen einer absonder-
lichen Vorgehensweise nicht zu erkennen. Denn wie die Rekurrentin richtig festhält,
hätte die Asymmetrie in den Gewinnausschüttungen der C. Sarl und der E. Sarl,
zumindest nach Schweizer Aktienrecht, auch mit der statutarischen Schaffung von
Vorzugsaktien (Art. 654 ff. OR) oder insbesondere Genussscheinen (Art. 657 OR)
erreicht werden können. Auch letztere gewähren ein Beteiligungsrecht (und nicht
ein Gläubigerrecht) und bezwecken bekanntlich die Schaffung von besonderen Ver-
mögensrechten, welche auf einen Anteil am Bilanz- und Liquidationsgewinn, d.h.
dem Eigenkapitel einer Gesellschaft gerichtet sein können. Sie dienen insbesondere
dazu, den Gründern einer Aktiengesellschaft oder deren Arbeitnehmern für beson-
dere Leistungen einen vom Kapitaleinsatz losgelösten Anteil am Unternehmensgewinn
bzw. Liquidationserlös zukommen zu lassen (Rampini/Spillmann, in: Honsel/Vogt/Watter,
Basler Kommentar, Obligationenrecht II, 5. Aufl. 2016, Art. 657 N 1, 2, 4, 7). Richtig
ausgestaltet, qualifizieren Gewinnanteile aus Genussscheinen denn auch steuer-
rechtlich zum Beteiligungsabzug (Duss/Altorfer, in: Zweifel/Beusch, Kommentar
DBG, Art. 69 N 7 und 11 f.). Es hätten somit die hier strittigen asymmetrischen Divi-
dendenausschüttungen auch durch die statutarische Schaffung der hierfür vorgese-
henen aktienrechtlichen Instrumente erreicht werden können, wobei die auf diese
entfallenden Gewinnanteile bei richtiger Ausgestaltung dem Beteiligungsabzug zu-
gänglich gewesen wären. Diesen Beteiligungsabzug nun der in der Gründungsphase
unbestrittenermassen als Initialinvestorin und Promotorin agierenden Rekurrentin zu
verweigern, weil die asymmetrischen Dividenden vorliegend nicht in den Statuten,

54



I. Staats- und Verwaltungsrecht

sondern in Form der JVA initial bzw. in den Dividendenbeschlüssen unter den Ak-
tionären rechtsgültig beschlossen wurden, kann unter der im Steuerrecht geltenden
wirtschaftlichen Betrachtungsweise nicht angehen. Bei dieser Betrachtungsweise
fehlt es schliesslich auch an der für eine Steuerumgehung erforderlichen Steuer-
ersparnis.

5.3 Zusammenfassend ergibt sich, dass die asymmetrischen Dividendenbeschlüs-
se der C. Sarl und der E. Sarl durch die zuständigen Gesellschaftsorgane nach
schweizerischer Anschauung rechtsgültig gefasst wurden. Die hierauf basierenden
asymmetrischen Dividendenzahlungen an die Rekurrentin wurden unstrittig aus dem
Eigenkapital dieser beiden Gesellschaften bezahlt. Das Vorliegen einer Steuerumge-
hung wurde von der Rekursgegnerin weder geltend gemacht noch ist auf eine solche
aus dem Sachverhalt zu schliessen. Die asymmetrischen Dividendenzahlungen der
C. Sarl und der E. Sarl gelten daher als Beteiligungserträge und berechtigen bei der
Rekurrentin zum Beteiligungsabzug gemäss § 67 Abs. 1 StG bzw. Art. 69 DBG.

6. Beteiligungsertrag der D. Ltd.

6.1 Was die Verweigerung des Beteiligungsabzugs auf der asymmetrischen Interims-
dividende der D. Ltd. betrifft, werden von der Rekursgegnerin grundsätzlich diesel-
ben Argumente ins Feld geführt, wie bei den Interimsdividenden der C. Sarl und
der E. Sarl. Daneben wird zusätzlich geltend gemacht, der Beteiligungsabzug sei zu
verweigern, weil die Dividende der D. Ltd. in der Jahresrechnung 2014 als Aufwand
verbucht, d.h. vom «Operating profit for the year/period» abgezogen worden sei und
so die Position «(Loss)/Profit for the year/period» geschmälert habe.

6.2 Mit diesem Hinweis auf die Verbuchung der strittigen Interimsdividende als
Aufwand in der Jahresrechnung 2014 der D. Ltd. beruft sich die Rekursgegnerin
wohl auf die Zielsetzung des Beteiligungsabzugs, welche in der Vermeidung der
Doppel- bzw. Vielfachbelastung auf Stufe von Gesellschaft und Aktionariat besteht
(vgl. E. 4.1 vorstehend; Richner/Frei/Kaufmann/Rohner, Kommentar zum Zürcher
Steuergesetz, 4. Aufl. 2021, § 72 N 2; nachfolgend: Kommentar zum Zürcher StG).
Eine entsprechende Regelung findet sich im Bereich der direkten Bundessteuer,
wonach Erträge, die bei der leistenden Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft
geschäftsmässig begründeten Aufwand darstellen, keine Beteiligungserträge sind
(Art. 70 Abs. 2 lit. b DBG).

Wie die Rekursgegnerin richtig ausführt, wird der Zweck des Beteiligungsabzugs, die
Vermeidung der Mehrfachbelastung, nicht immer vollständig erreicht und es kann
infolge von Qualifikationskonflikten betreffend die zu beurteilenden ausländischen
Erträge vorkommen, dass diese eine Entlastung (Beteiligungsabzug) erfahren, ob-
wohl sie im Ausland nicht oder nicht vollständig besteuert werden und umgekehrt
(Altorfer/Duss, in: Zweifel/Beusch, Kommentar DBG, Art. 70 N 5h). Als Beispiel
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werden in diesem Kontext von der Lehre Dividendenzahlungen einer brasilianis-
chen Gesellschaft angeführt (Altorfer/Duss, in: Zweifel/Beusch, Kommentar DBG,
Art. 70 N 5i). Für diese besteht nach brasilianischem Zivilrecht die Möglichkeit, zwi-
schen der Ausrichtung einer ordentlichen Dividende und/oder einer Zinszahlung
auf dem Eigenkapital der Gesellschaft zu wählen. Solche Eigenkapitalzinsen wer-
den nach brasilianischem Recht zwar nicht der Erfolgsrechnung belastet, sondern
direkt mit dem Eigenkapital der Gesellschaft verrechnet. Sie können indessen nach
Massgabe des brasilianischen Steuerrechts von der Bemessungsgrundlage für die
Gewinnsteuer in Abzug gebracht werden. Das Wahlrecht gründet in einem entspre-
chenden Beschluss der Gesellschafterversammlung. Als Leistung, die auf dem pri-
vatrechtlich hierfür vorgezeichneten Weg unter Wahrung der formellen und ma-
teriellen Gewinnausschüttungsvorschriften durch die zuständigen brasilianischen
Gesellschaftsorgane beschlossen und zulasten der Reserven der Gesellschaft ver-
bucht werden, werde sie nach der vorstehend zitierten Lehrmeinung aus schweiz-
erischer Sicht als offene Gewinnausschüttung, sprich Dividende, betrachtet, da sie
der Gesellschaftersphäre und nicht der Unternehmenssphäre zugeordnet werde.
Für die Anwendung der Ausschlussbestimmung von Art. 70 Abs. 2 lit. b DBG wird
in diesem Sinne ein geschäftsmässig begründeter Aufwand in einem betriebswirt-
schaftlichen Sinne, demnach eine Zuordnung der Leistung zur Unternehmenssphäre
verlangt. Das ist nach der zitierten Lehrmeinung jedoch bei Eigenkapitalzinsen nach
brasilianischem Recht gerade nicht der Fall, weil sie vom zuständigen Gesellschafts-
organ beschlossen würden und nur an die Gesellschafter geleitstet werden könnten.
Folglich sei die Ausschlussbestimmung von Art. 70 Abs. 2 lit. b DBG ungeachtet
der steuerlichen Abzugsfähigkeit der Eigenkapitalzinsen nach brasilianischem Recht
nicht anwendbar. Das handelsrechtliche Gewinnausschüttungspotenzial werde durch
die rein steuerlichen Abzüge nicht geschmälert. Bei dieser handle es sich vielmehr
um eine rein steuerliche Gewinnermittlungsvorschrift nach ausländischem Recht,
die der Gewährung des Beteiligungsabzugs gemäss Art. 70 DBG nicht im Wege ste-
he, da bei offenen Gewinnausschüttungen keine Anforderungen an deren steuer-
liche Behandlung im Ausland gestellt würden (Altorfer/Duss, in: Zweifel/Beusch,
Kommentar DBG, Art. 70 N 5i; Richner et al., Kommentar zum Zürcher StG, § 72 N
10).

6.3 Was die Interimsdividende der D. Ltd. betrifft, ist vorab festzustellen, dass die
vorstehend unter E. 5 zu den asymmetrischen Dividenden der C. Sarl und der E.
Sarl gemachten Ausführungen und getroffenen Konklusionen dem Grundsatze nach
auch für die asymmetrische Dividende der D. Ltd. gelten. Es ist sodann, da nicht be-
stritten, davon auszugehen, dass diese Dividende rechtsgültig durch das zuständige
Gesellschaftsorgan beschlossen wurde, es sich mithin um eine zivilrechtlich gültig
beschlossene Dividendenzahlung an die Rekurrentin gehandelt hat.

Betreffend dem von der Rekursgegnerin zur Verbuchung dieser Dividende Vorge-
brachten kann sinngemäss auf die vorstehenden zu brasilianischen Dividenden-
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zahlungen gemachten Ausführungen verwiesen werden (E. 6.2). Die Schlussfolgerun-
gen daraus treffen nach Ansicht des Gerichts auch vollumfänglich auf den hier zu
beurteilenden Fall zu. Denn, wie die Rekurrentin richtig bemerkt, ergibt sich aus der
Jahresrechnung 2014 der D. Ltd., dass die strittige Dividende aus dem Eigenkapital
erbracht wurde, so dass eine Entreicherung der Gesellschaft resultiert (vgl. E. 4.1
vorstehend). So werden sowohl als «Profit allocation for the period» der Betrag von
EUR («Operating profit for the year/period gemäss Profit and Loss Account») wie
auch die gesamte Dividende (EUR ) in welcher die hier zu beurteilende Dividende
an die Rekurrentin gemäss Anhang 1 zum Dividendenbeschluss vom 19. Dezember
2014 mitenthalten war, in der Jahresrechnung 2014 direkt in der Eigenkapitalposi-
tion «7. Shareholders funds» verbucht, welche schliesslich per Ende der Berichtspo-
sition noch mit dem (Netto-)Betrag von EUR ausgewiesen wird. Die Entreicherung
der Gesellschaft ist damit erstellt.

Dass der Dividendenbetrag (EUR) als «Dividends paid“ auch noch in der Erfolgsrech-
nung, anschliessend an die Position «Operating profit for the year/period», ange-
führt wird, vermag daran nichts zu ändern. Dies gilt wie vorstehend ausgeführt,
unabhängig davon, ob am ausländischen Sitz der D. Ltd. die steuerliche Bemes-
sungsbasis vom Erfolg vor oder nach der Dividendenzahlung ermittelt wird.

Bei dieser Ausgangslage ergibt sich folglich auch für die D. Ltd., dass der asym-
metrische (Interims-)Dividendenbeschluss durch das (unbestrittenermassen) zuständi-
ge Gesellschaftsorgan nach schweizerischer Anschauung rechtsgültig gefasst wurde.
Die hierauf basierende asymmetrische Dividendenzahlung an die Rekurrentin wurde,
wie vorstehend ausgeführt, aus dem Eigenkapital der Gesellschaft bezahlt. Das Vor-
liegen einer Steuerumgehung wurde von der Rekursgegnerin weder geltend gemacht
noch ist auf eine solche aus dem Sachverhalt zu schliessen. Die asymmetrische Div-
idendenzahlung der D. Ltd. gilt daher als Beteiligungsertrag und berechtigt bei der
Rekurrentin zum Beteiligungsabzug gemäss § 67 Abs. 1 StG bzw. Art. 69 DBG.

7. Abschliessend und zusammenfassend kann damit festgehalten werden, dass die
der Steuerperiode 2014 zugerechneten asymmetrischen (Interims-)Dividenden der
C. Sarl, der E. Sarl und der D. Ltd. gewinnsteuerrechtlich Beteiligungserträge darstellen.
Der Rekurs ist daher begründet und gutzuheissen. Der Einspracheentscheid vom
17. März 2020 ist im Sinne der Rekursanträge teilweise aufzuheben und auf den
(Interims-)Dividenden der C. Sarl, der E. Sarl und der D. Ltd. der Beteiligungsab-
zug gemäss § 67 Abs. 1 StG bzw. Art. 69 DBG zu gewähren. Die Sache wird zur
Neuveranlagung im Sinne der Erwägungen an die Rekursgegnerin zurückgewiesen.

(. . .)

Urteil des Verwaltungsgerichts vom 19. April 2022, A 2020 5
Das Urteil ist rechtskräftig.
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